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Rundschreiben SenFin IV Nr. 70/2020 

Hinweise zur Beförderung von Beamtinnen und Beamten in ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 9 S während des Verfahrens des Bewährungsaufstiegs 

nach § 14 Laufbahngesetz (LfbG) i.V.m. § 18 Laufbahnverordnung allgemeiner 
Verwaltungsdienst (LVO-AVD) 

 

In jüngerer Vergangenheit wurde die Laufbahnordnungsbehörde für den 

nichttechnischen Verwaltungsdienst vermehrt um Stellungnahme hinsichtlich der 

Fragestellung gebeten, ob eine Dienstkraft der Besoldungsgruppe A 8 während des 

Bewährungsaufstiegs gem. § 18 LVO-AVD in ein Amt der Besoldungsgruppe A 9 S 

befördert werden darf. 

Hierzu teile ich Folgendes mit: 

Gem. § 3 Abs. 3 LVO-AVD dürfen Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 nicht 

auf einer Planstelle des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 befördert werden. 

Satz 1 gilt nicht in den Fällen, in denen die Beamtin oder der Beamte in dem 

betreffenden Amt zur Einführung in die Aufgaben der Laufbahngruppe 2 zugelassen 

wurde.  
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In den Fällen des Bewährungsaufstiegs gem. § 18 LVO-AVD ist die Anwendung des 

§ 3 Abs. 3 S. 2 LVO-AVD jedoch ausgeschlossen, da die laufbahnrechtlichen 

Voraussetzungen für eine Beförderung gem. § 13 Abs. 2 Laufbahngesetz (LfbG) nicht 

erfüllt sind. 

Befördert werden darf nur, wer neben der Erfüllung der allgemeinen Beamtenpflichten 

nach den dienstlichen Leistungen und Fähigkeiten sowie nach der Persönlichkeit den 

Anforderungen des höheren Amtes entspricht und die Eignung für dieses Amt in einer 

Erprobungszeit nachgewiesen hat (§ 13 Abs. 2 S. 1 LfbG). 

Dem Wortlaut des § 13 Abs. 2 S. 1 LfbG folgend, ist demnach Grundvoraussetzung für 

eine Beförderung, dass die Beamtin bzw. der Beamte sich als für das entsprechende 

Amt geeignet erweist. 

Während des Bewährungsaufstiegs gem. § 18 LVO-AVD ist dies nicht möglich, da der 

jeweiligen Dienstkraft durch die Zulassung zum Aufstieg bereits Aufgaben einer 

Planstelle der Besoldungsgruppe A 10 übertragen wurden und somit die Eignung nur 

für dieses Amt bzw. die Laufbahnbefähigung für die Laufbahngruppe 2, erstes 

Einstiegsamt bis zu einem Amt der Besoldungsgruppe A 10 zuerkannt werden kann und 

soll.  

Nicht festgestellt werden kann hingegen, ob die Beamtin bzw. der Beamte geeignet ist, 

das Spitzenamt der Laufbahngruppe 1 zu bekleiden, da die Befähigung für dieses Amt 

– mangels der Übertragung der entsprechenden Aufgaben – während einer 

Erprobungszeit i.S.d. § 13 Abs. 2 S. 1 LfbG nicht nachgewiesen werden kann. 

Nach Zuerkennung der Laufbahnbefähigung für das erste Einstiegsamt der 

Laufbahngruppe 2 durch den Landespersonalausschuss kann die Beförderung in ein 

Amt der Besoldungsstufe A 9 mit Überspringen des Amtes der Besoldungsgruppe A 9 S 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 2 LVO-AVD) erfolgen. Eine Beförderung in das Zielamt (BesGr. A 10) ist 

unter Berücksichtigung der laufbahnrechtlichen Vorschriften des § 13 LfbG im Regelfall 

nach einem Jahr möglich. 

Im Auftrag 

Winter 

 


